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die Coronakrise hat uns alle nun schon länger als 
ein halbes Jahr fest im Griff. Die Aussetzung der 
Insolvenzantragspflicht bis zum 31.12.2020 
verschafft Unternehmen zwar derzeit Luft, jedoch 
droht im nächsten Jahr eine Pleitewelle großen 
Ausmaßes. Vor diesem Hintergrund stellen Ihnen 
Christoph Schubert und Axel Schulte die Option 
der Prozessfinanzierung als ein kreatives Sanie­
rungstool in der Unternehmenspraxis vor.

Wichtig ist: Die Insolvenzverschonung bedeutet für 
Unternehmen mit Liquiditätsengpässen keinen 
allumfassenden Rettungsschirm. Denn schon ab 
dem 01.10.2020 besteht bei Eintritt der Zahlungs­
unfähigkeit die Pflicht zur Stellung eines Insolvenz­
antrags. Wilken Beckering kennt die Details.

Szenenwechsel: Wenn Sie sich als Unternehmensju­
rist oder deren Berater für die aktuellen Trends in 
Rechtsabteilungen interessieren, sollten Sie den 
Beitrag von Andreas Bong nicht verpassen. 
Prädikat lesenswert.

Liebe Leserin, lieber Leser,

Prof. Dr. 
Thomas Wegerich
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Nach Corona 
kommt die 
Klagewelle
Prozessfinanzierung als kreatives 
Sanierungstool in der Unternehmens­
praxis
Von Christoph Schubert und Axel Schulte

D
ie Pandemie hat nicht nur viele Unternehmen in 
ihren Grundfesten erschüttert, sondern auch eine 
Vielzahl von Rechtsfragen aufgeworfen. Gerade 
Unternehmen, deren Liquiditätssituation aufgrund 

der Krise schwierig ist, schrecken aber selbst dann vor 
Klagen zurück, wenn die Erfolgsaussichten gut sind. Die 
Verfahrensdauer, das Kostenrisiko und die in der Regel 
notwendigen Rückstellungen erweisen sich als massive 
Hemmnisse. Hier kann die Zusammenarbeit mit einem 
Prozessfinanzierer die Lösung sein. 

Durch die Krise sind die Umsätze vieler Unternehmen 
stark eingebrochen, und die Liquidität sank teilweise rapi­
de. Zudem erleiden die Firmen durch die Krise vielfältige 
weitere wirtschaftliche Schäden, beispielsweise durch den 

Zusammenbruch von Lieferketten, gescheiterte Unter­
nehmenstransaktionen oder nicht eingehaltene Verträge, 
woraus sich Haftungsansprüche ergeben können. 

Diese Rechtsfragen werden nach der Krise aufzuarbeiten 
sein. Da es dabei oft um erhebliche Schadenssummen 
geht, die Unternehmen in der jetzigen Lage schwer belas­
ten, werden Klageverfahren wohl unvermeidbar sein. 
Schließlich gehört es zu den Pflichten eines Geschäftslei­
ters, mögliche Ansprüche seines Unternehmens rechtlich 
zu klären und bei überwiegenden Erfolgsaussichten Klage 
zu erheben, wenn die Gegenseite zu keiner angemessenen 
außergerichtlichen Einigung bereit ist. Die Anzahl der 
Commercial-Streitigkeiten wird ab dem kommenden Jahr 
also erheblich steigen.

Gerade Unternehmen, deren Liquiditätssituation aufgrund der Krise schwierig ist, schrecken aber selbst dann vor Klagen zurück, wenn die Erfolgsaussichten gut sind.
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Christoph Schubert
FORIS AG, Bonn
Managing Director – Dispute Resolution, Rechtsanwalt 
(Syndikusrechtsanwalt)

Christoph.schubert@foris.com
www.foris.com

Axel Schulte
AlixPartners, LLP, Düsseldorf
Managing Director, Global Co-Leader Turnaround & 
Restructuring Services

aschulte@alixpartners.com
www.alixpartners.com
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Kostenrisiken und Überlastung engen 
Handlungsspielräume ein

Die angespannte finanzielle Lage und dringende Sanie­
rungsmaßnahmen lassen Unternehmen dabei wenig 
Handlungsspielraum, um berechtigte Ansprüche gericht­
lich durchzusetzen. Derzeit sind viele Geschäftsleitungen 
und Rechtsabteilungen mit der Aufrechterhaltung des 
operativen Geschäftsbetriebs, der Klärung dringender ar­
beitsrechtlicher Fragen und der Prüfung staatlicher Hilfs­
maßnahmen zur Liquiditätssicherung beschäftigt; zudem 
müssen häufig die Geschäftsmodelle angepasst und Sanie­
rungspläne erarbeitet werden, um die Krise bewältigen zu 
können. Daneben verbleibt kaum Zeit, um Haftungsan­
sprüche rechtlich aufzuarbeiten und Klagen vorzuberei­
ten. 

Außerdem kostet eine Klage regelmäßig viel Geld, das in 
der gegenwärtigen Krise fehlt, und verursacht Kostenrisi­
ken, für die Rückstellungen gebildet werden müssen. Die­
se belasten die Bilanz zusätzlich. Ein Unternehmen muss 
daher gut überlegen, ob es sich eine Klage in der aktuellen 
Situation finanziell erlauben kann. Hinzu kommt, dass es 
oft Jahre dauert, bis ein Erlös fließt, der in der Krise ei­
gentlich sofort benötigt würde. Bereits laufende Rechts­
streitigkeiten aus der Vergangenheit strapazieren die 
schwierige wirtschaftliche Lage vieler Unternehmen zu­
sätzlich. Oft ist gerade bei Sanierungsprojekten erhebliche 
Liquidität in langwierigen und teuren Klageverfahren ge­
bunden, die betroffenen Unternehmen dann in einer Kri­
se fehlt. 

Bei komplexen wirtschaftsrechtlichen Streitigkeiten liegen 
die Gerichtskosten sowie die Kosten für spezialisierte 
Rechtsanwälte und Sachverständige regelmäßig im sechs­
stelligen Bereich, die allesamt von dem klagenden Unter­
nehmen verauslagt werden müssen. Mit einer Rückzah­
lung der Kosten ist nur dann zu rechnen, wenn die Klage 
nach dem Zug durch die Instanzen schließlich gewonnen 
wird. Dann besteht aber noch das Risiko, dass der Gegner 
wirtschaftlich nicht in der Lage ist, die zugesprochene 
Forderung und die aufgelaufenen Kosten auch tatsächlich 
zu bezahlen. Dieses Risiko wird durch die sich infolge der 
Pandemie mit großer Wahrscheinlichkeit weiter verschär­
fende Wirtschaftskrise noch deutlich steigen.

Im schlimmsten Fall verliert das Unternehmen nach vie­
len Jahren den Prozess. Dann bleibt es auf den eigenen 
Kosten sitzen und muss zusätzlich noch die Anwaltskos­
ten des Gegners erstatten. Besonders hoch sind die Liqui­
ditätsbelastung und das Kostenrisiko dabei in internatio­
nalen Schiedsverfahren. Die Verfahrenskosten liegen hier 
fast immer im Bereich von mehreren Millionen Euro, wo­
bei die von den Parteien zu finanzierenden Rechtsan­
waltskosten regelmäßig 85% ausmachen.

Prozessfinanzierung als Tool zur sofortigen 
Liquiditätsverbesserung 

Eine bislang vor allem Experten bekannte Finanzierungs­
möglichkeit besteht darin, dass ein Prozessfinanzierer die 
Kosten und Risiken der laufenden und geplanten Rechts­
streitigkeiten gegen eine erfolgsabhängige Beteiligung an 
dem Prozesserlös übernimmt. Dadurch erhält das Unter­

nehmen von dem Prozessfinanzierer alle bereits bezahlten 
Prozesskosten sofort erstattet; die zukünftigen Kosten 
werden ebenfalls übernommen. Dies verbessert die Liqui­
ditätslage unmittelbar. Darüber hinaus zahlen speziali­
sierte Prozessfinanzierer vorab einen Teilbetrag der Kla­
geforderung an das Unternehmen aus (sogenannte Mone­
tarisierung). Durch die Bündelung mehrerer Klageverfah­
ren eines Unternehmens können so sogar auch einzelne 
Verfahren mit vergleichsweise hohem Prozessrisiko finan­
ziert werden (sogenannte Portfoliofinanzierung).

Neben der Liquiditätsverbesserung können bei dem Un­
ternehmen auch die Rückstellungen für Prozesskostenri­
siken ergebniswirksam aufgelöst werden, da der Finanzie­
rer bei Verlust der Klage sämtliche Kosten des Rechts­
streits allein trägt, wozu auch die Kostenerstattungsan­
sprüche des Gegners zählen. Dadurch kann eine 
bilanzielle Überschuldung des Unternehmens verringert 
oder vermieden werden, was ebenfalls bei der Sanierung 
hilft. 

Ein Praxisbeispiel 

Ein mittelständischer Chemieanlagenbauer leitete ein 
Schiedsverfahren gegen einen Auftraggeber im Ausland 
wegen unbezahlter Projektnachträge ein. Der Anlagen­
bauer rechnete in dem Verfahren mit eigenen Anwalts- 
und Sachverständigenkosten in Höhe von rund 300.000 
Euro. Für diese Summe wurde eine entsprechende Rück­
stellung gebildet. Da die Passivseite der Bilanz bereits 
durch Darlehensverbindlichkeiten stark belastet war, löste 
dies bei dem Unternehmen eine bilanzielle Überschul­
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dung aus. Damit bestand konkrete Insolvenzgefahr. Nach 
Übernahme sämtlicher Verfahrenskosten durch einen 
Prozessfinanzierer konnten die Rückstellung wieder auf­
gelöst und die Überschuldung beseitigt werden. Eine in­
solvenzrechtliche Überschuldungsprüfung war nicht 
mehr erforderlich. Zudem wurde die Zahlungsfähigkeit 
des Unternehmens gestärkt, da der Prozessfinanzierer die 
Verfahrenskosten in Höhe von 300.000 Euro bezahlte.

Das Beispiel zeigt: Es greift in der Sanierungspraxis zu 
kurz, die Rechtsstreitigkeiten eines sanierungsbedürftigen 
Unternehmens als reinen Kostenfaktor zu bewerten, der 
die Liquiditätsplanung des Unternehmens belastet und 
die Sanierung erschwert. Bei genauer Betrachtung stellen 
Klageverfahren vielmehr Assets dar, die durch eine Pro­
zessfinanzierung gehoben werden können, um sofort Li­
quidität zu schaffen. Die Prozessfinanzierung kann damit 
als kreatives Sanierungstool genutzt werden.

Kostenlose Bewertung der Erfolgsaussichten 
einer Klage

Außerdem kann es bei der Sanierung auch deshalb ratsam 
sein, mit einem Prozessfinanzierer zusammenzuarbeiten, 
weil dieser vor der Finanzierung von Klageverfahren die 
Erfolgsaussichten der Ansprüche objektiv und kostenlos 
prüft. Dadurch kann das Unternehmen eine schnelle Ein­
schätzung bekommen, welches wirtschaftliche Potential 
in den Schadensersatzansprüchen steckt, und dies bei der 
Sanierungsplanung berücksichtigen. ß
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Zahlungsun
fähigkeit kommt 
als Insolvenz
grund zurück
Die Insolvenzverschonung wird in 
einem sehr entscheidenden Punkt 
zurückgenommen
Von Wilken Beckering

D
er Koalitionsausschuss der Regierungsparteien hat 
in seiner Sitzung am 25.08.2020 beschlossen, die 
Aussetzung der Insolvenzantragspflicht teilweise 
fortzusetzen. Ausgesetzt wird weiterhin – und zwar 

(vorläufig) bis zum 31.12.2020 – die Insolvenzantrags­
pflicht bei Überschuldung. Es kommt also am 01.10.2020 
der Insolvenzgrund der Zahlungsunfähigkeit zurück. 

Damit hat sich das in Fachkreisen vielfach geforderte Mo­
dell durchgesetzt, eine differenzierte Folgeregelung bei der 
Aussetzung der Insolvenzantragspflicht zu treffen. Die 
Aussetzung der Insolvenzantragspflicht war durch das 

Covid-19-Insolvenzaussetzungsgesetz (COVInsAG) zu­
nächst befristet bis zum 30.09.2020 eingeführt worden.

Was bedeutet die Rückkehr der 
Zahlungsunfähigkeit für Corona-gebeutelte 
Unternehmen?

Wer antragspflichtig ist, muss einen Insolvenzantrag spä­
testens drei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähig­
keit stellen (§ 15a Abs. 1 InsO). Unternehmen, die trotz 
staatlicher Hilfen in Liquiditätsschwierigkeiten sind, soll­

Unternehmen, die ihre fälligen Verbindlichkeiten nicht mehr bezahlen können, müssen sich ab dem 01.10.2020 wieder der Antragspflicht stellen.
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Wilken Beckering
BEITEN BURKHARDT, Düsseldorf
Rechtsanwalt  

Wilken.beckering@bblaw.com
www.bblaw.com
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ten daher umgehend prüfen, ob für sie eine Insolvenzan­
tragspflicht besteht. Antragspflichtig sind grundsätzlich 
nur Geschäftsführer oder Vorstände von Kapitalgesell­
schaften (GmbH, AG, KGaA, SE) und von kapitalistischen 
Personengesellschaften (insbesondere GmbH & Co. KG). 
Zahlungsunfähigkeit liegt vor, wenn der Schuldner nicht 
in der Lage ist, die fälligen Verbindlichkeiten zu erfüllen 
(§ 17 Abs. 2 InsO). Der BGH nimmt Zahlungsunfähigkeit 
darüber hinaus – verkürzt ausgedrückt – an, wenn der 
Schuldner eine Liquiditätslücke von 10% seiner fälligen 
Gesamtverbindlichkeiten hat und er diese nicht innerhalb 
von drei Wochen ausgleichen kann. Ob Zahlungsunfähig­
keit vorliegt, kann mit Hilfe eines Liquiditätsstatus und 
einer Liquiditätsplanung festgestellt werden. Hierbei ist in 
der Regel professionelle Begleitung erforderlich, um die 
Besonderheiten des Insolvenzrechts zu berücksichtigen.

Haftungsgefahren ab dem 01.10.2020 
wieder erheblich

Geschäftsführer und Vorstände machen sich zivilrechtlich 
und gegebenenfalls strafrechtlich haftbar, wenn sie einen 
erforderlichen Insolvenzantrag nicht rechtzeitig innerhalb 
der gesetzlichen Dreiwochenfrist seit Eintritt der Zah­
lungsunfähigkeit stellen.

Ein scharfes Schwert ist hier insbesondere das Verbot für 
Geschäftsführer und Vorstände, nach Eintritt der Zah­
lungsunfähigkeit Zahlungen zu leisten (§ 64 GmbHG, 
§ 92 AktG, §§ 130a, 177a HGB). Ist eine Zahlung nicht mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmanns vereinbar, 
ist diese von dem Geschäftsführer aus seinem Privatver­

mögen an die Insolvenzmasse zurückzuerstatten. Der Be­
griff der Zahlung ist dabei denkbar weit zu verstehen. So 
können sogar Gutschriften zugunsten des Schuldners auf 
sein Kontokorrentkonto, das sich im Soll befindet, Zah­
lungen des Schuldners sein. Denn hiermit wird der Saldo 
gegenüber der Bank zurückgeführt (Zahlung an die 
Bank). Grundsätzlich bezieht sich der Erstattungsan­
spruch auf jede einzelne Zahlung. Das bedeutet, dass ver­
botene Auszahlungen nicht mit (entlastenden) Einzah­
lungen saldiert werden. Es kommt damit selbst bei ver­
gleichsweise geringen Umsätzen schnell zu hohen Erstat­
tungsansprüchen. Im Einzelnen ist die Rechtsprechung 
hochdifferenziert und komplex. In einer krisenhaften 
Alltagssituation ist die Beurteilung, ob eine Zahlung zu­
lässig ist oder nicht, für die Geschäftsführer daher mit er­
heblichen Schwierigkeiten verbunden. 

„Unternehmen, die trotz staatlicher Hilfen 
in Liquiditätsschwierigkeiten sind, sollten 
daher umgehend prüfen, ob für sie eine 
Insolvenzantragspflicht besteht.“

Zwar hat das COVInsAG für Geschäftsführer im Bereich 
der Haftung für verbotene Zahlungen zunächst erhebliche 
Erleichterungen geschaffen. Soweit – aber auch nur soweit 
– die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags ausgesetzt 
ist, gelten Zahlungen, die im ordnungsgemäßen Ge­
schäftsgang erfolgen, insbesondere solche Zahlungen, die 
der Aufrechterhaltung oder Wiederaufnahme des 

Geschäftsbetriebs oder der Umsetzung eines Sanierungs­
konzepts dienen, als mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
und gewissenhaften Geschäftsleiters vereinbar (vgl. § 2 
Abs. 1 Nr. 1 COVInsAG). Diese Privilegierung hilft daher 
ab dem 01.10.2020 allein solchen Geschäftsführern, deren 
Unternehmen (nur) überschuldet sind. Weil die Privile­
gierung an die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht an­
knüpft, gilt sie nicht mehr, wenn die Insolvenzreife auf der 
Zahlungsunfähigkeit beruht. Denn hierfür ist die An­
tragspflicht sodann nicht mehr ausgesetzt.

Allen Geschäftsführern und Vorständen sei daher emp­
fohlen, im gut verstandenen Eigeninteresse bei bekannten 
Liquiditätsproblemen noch vor dem 01.10.2020 die Situa­
tion zu analysieren, um rechtzeitig entweder außerge­
richtliche Sanierungsmaßnahmen einzuleiten oder in ei­
nem Insolvenzverfahren die gerichtlich beaufsichtigte Sa­
nierung anzustreben. Die Erfahrung zeigt, dass rechtzeiti­
ges Handeln und Begleitung durch fachlich qualifizierte 
Berater erheblich dazu beitragen, die Kontrolle über den 
Prozess zu behalten.

Überschuldung bleibt suspendiert

Für (nur) überschuldete Unternehmen wird vorerst bis 
zum 31.12.2020 die Pflicht zur Antragstellung suspen­
diert. Überschuldung liegt vor, wenn das Vermögen des 
Schuldners die Verbindlichkeiten nicht mehr deckt, es sei 
denn, die Fortführung des Unternehmens ist nach den 
Umständen überwiegend wahrscheinlich (§ 19 Abs. 2 
InsO). Ansatz und Bewertung des Vermögens folgen da­
bei nicht den bekannten handelsbilanziellen Grundsätzen. 
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Stattdessen ist die insolvenzmäßige Verwertbarkeit maß­
geblich. Übersteigen die Schulden das Vermögen, kommt 
es darauf an, ob die Fortbestehensprognose positiv oder 
negativ ist. Die Fortbestehensprognose erfordert eine Li­
quiditätsplanung, die sich auf das laufende und das kom­
mende Geschäftsjahr bezieht. Sie ist negativ, wenn im Pro­
gnosezeitraum die Zahlungsunfähigkeit mit überwiegen­
der Wahrscheinlichkeit eintritt. In diesem Fall liegt eine 
insolvenzrechtliche Überschuldung vor. Gerade die Pla­
nung ist gegenwärtig durch die erheblichen Corona-be­
dingten Unsicherheiten selten seriös zu erstellen. Nie­
mand weiß, wie sich das Infektionsgeschehen entwickelt 
und welche Auswirkungen das auf die wirtschaftliche Be­
tätigung der betroffenen Unternehmen haben wird. Vor 
diesem Hintergrund ist die Suspendierung der Über­
schuldung als verpflichtender Insolvenzantragsgrund zu­
nächst auch ein praktischer Ausweg aus dieser Unsicher­
heit.

Fazit und Ausblick

Die Insolvenzverschonung wird in einem sehr entschei­
denden Punkt zurückgenommen. Unternehmen, die ihre 
fälligen Verbindlichkeiten nicht mehr bezahlen können, 
müssen sich ab dem 01.10.2020 wieder der Antragspflicht 
stellen. Damit wird der Marktbereinigungsmechanismus, 
der durch das Insolvenzrecht und seine Haftungsregelun­
gen geschaffen wird, teilweise wieder hergestellt. Niemand 
kann Interesse an Zombieunternehmen haben, die fak­
tisch nicht überlebensfähig sind. Bei der Beurteilung geht 
es auch um Lieferanten, Kunden, Arbeitnehmer, Kredit­
geber und auch Wettbewerber, die für die Krise besser 

gerüstet waren. Gleichwohl ist die Differenzierung nach 
Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung richtig, denn 
Unternehmen, die (nur) überschuldet sind, werden viel­
fach den Turnaround schaffen können, wenn sie durch die 
Folgen der Coronapandemie in Schieflage geraten sind 
und sich eine wirtschaftliche Erholung abzeichnet.

Aber auch der 31.12.2020 ist schon sichtbar. Dann müssen 
auch bislang verschonte Unternehmen Farbe beken­
nen. ß
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mittelständische Unternehmen (branchenübergreifend), 
Sozietäten, Gerichte sowie Staatsanwaltschaften.
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Entgelttrans-
parenz für alle?
Bundesarbeitsgericht erweitert die 
personelle Reichweite des Auskunfts­
anspruchs nach dem Entgelttranspa­
renzgesetz 
Von Dr. Jan Tibor Lelley, LL.M. (Suffolk),  und Marie Dalter

D
ie Lektüre war anstrengend, das Prüfprogramm er­
schöpfend. Auf 735 Randnummern bringt es die 
LAG-Entscheidung (dazu später). Und gleichwohl 
will der 8. Senat des BAG nun doch den Auskunfts­

anspruch aus § 10 Abs. 1 Satz 1 EntgTranspG auch auf ar­
beitnehmerähnliche Personen anwenden (siehe hier).  Für 
Arbeitgeber*innen heißt das: Auskunftsbegehren nach 
Entgelttransparenzgesetz (EntgTranspG) müssen in Zu­

kunft noch sorgfältiger geprüft und dürfen nicht vor­
schnell abgelehnt werden.

Wie weit soll das noch gehen? 

Das BAG setzte sich in dem Urteil mit der Reichweite des 
personellen Anwendungsbereichs des Entgelttranspa­

Die Entscheidung darf keinesfalls als Pauschalisierung verstanden werden. Ob freien Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen ein Auskunftsanspruch zusteht, hängt von den 
konkreten Umständen des Einzelfalls ab.
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renzgesetzes auseinander. Die Klägerin des Verfahrens 
verlangte von ihrer Arbeitgeberin, einer Fernsehanstalt 
des öffentlichen Rechts, Auskunft nach § 10 Abs. 1 Satz 1 
EntgTranspG. 

Das in der Berufung zuständige LAG Berlin-Brandenburg 
wies die unter anderem auf Auskunftserteilung gerichtete 
Klage ab. Es begründete seine Entscheidung damit, die 
Klägerin sei keine Arbeitnehmerin im Sinne des deut­
schen Arbeitsrechts und falle als arbeitnehmerähnliche 
Person nicht unter den Beschäftigtenbegriff des § 5 Abs. 2 
EntgTranspG. Ihr stehe demnach kein Auskunftsanspruch 
aus § 10 Abs. 1 Satz 1 EntgTranspG zu (siehe hier).

Diese Auffassung teilt der mit der Revision befasste 8. Se­
nat des BAG nicht. Er entschied, dass die Klägerin Arbeit­
nehmerin im Sinne des § 5 Abs. 2 Nr. 1 EntgTranspG ist 
und als solche nach dem Entgelttransparenzgesetz Aus­
kunft über die Kriterien und Verfahren der Entgeltfin­
dung verlangen kann. Ob ihr auch ein Anspruch auf Aus­
kunft über das Vergleichsentgelt zusteht, konnte das BAG 
aufgrund der vom LAG getroffenen Feststellungen nicht 
entscheiden und verwies die Sache insoweit zur erneuten 
Verhandlung und Entscheidung zurück.

Arbeitnehmerbegriff – national oder 
europäisch?

Einigkeit besteht darüber, dass Ziel des Entgelttranspa­
renzgesetzes die Durchsetzung des in Art. 157 AEUV vor­
gegebenen und durch die Richtlinie 2006/54/EG konkre­
tisierten Entgeltgleichheitsgebots für Frauen und Männer 

bei gleichwertiger Arbeit ist. Zu diesem Zweck sieht § 10 
Abs. 1 Satz 1 EntgTranspG einen Auskunftsanspruch für 
Beschäftigte vor (siehe hier).  Der Umfang des Anspruchs 
richtet sich nach den §§ 11 ff. EntgTranspG. In persönli­
cher Hinsicht ist die Beschäftigteneigenschaft erforder­
lich. § 5 Abs. 2 EntgTranspG regelt, wer Beschäftigter im 
Sinne des EntgTranspG ist, nämlich insbesondere Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer. Nicht in § 5 Abs. 2 
EntgTranspG genannt werden die arbeitnehmerähnlichen 
Personen. Damit stellte sich die Frage, ob arbeitnehmer­
ähnliche Personen unter das Entgelttransparenzgesetz fal­
len.

Ihre Beantwortung richtet sich danach, ob die Begriffe Ar­
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in § 5 Abs. 2 Nr. 1 
EntgTranspG dem nationalen Arbeitnehmerbegriff ent­
sprechend oder unionsrechtskonform auszulegen sind.

Nach der ständigen Rechtsprechung des EuGH ist Arbeit­
nehmer, wer während einer bestimmten Zeit für eine an­
dere Person nach deren Weisungen Leistungen erbringt, 
für die als Gegenleistung eine Vergütung erfolgt. Irrele­
vant sind die rechtliche Einordnung der Tätigkeit nach 
dem nationalem Recht oder die Bezeichnung (siehe hier). 
Hingegen ist nach der Rechtsprechung des BAG Arbeit­
nehmer im Sinne des § 611a Abs. 1 BGB, wer durch Ar­
beitsvertrag im Dienst eines anderen zur Leistung wei­
sungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit in persönli­
cher Abhängigkeit verpflichtet ist (siehe hier).  Weisungs­
gebunden ist, wer nicht im Wesentlichen frei seine 
Tätigkeit gestaltet und seine Arbeitszeit bestimmen kann. 
Die Verpflichtung zur weisungsgebundenen Tätigkeit 
muss sich aus dem Arbeitsvertrag ergeben. Im Gegensatz 

zu Arbeitnehmern besteht bei arbeitnehmerähnlichen 
Personen eine wirtschaftliche und keine persönliche Ab­
hängigkeit. Eine wirtschaftliche Abhängigkeit ist gegeben, 
wenn der Beschäftigte auf die Verwertung seiner Arbeits­
kraft und die Einkünfte aus der Tätigkeit für den Vertrags­
partner zur Sicherung seiner Existenzgrundlage angewie­
sen ist (siehe hier). 

Das LAG als Vorinstanz vertrat in seiner Entscheidung die 
Auffassung, das Entgelttransparenzgesetz sei nicht auf ar­
beitnehmerähnliche Personen anwendbar. Bei § 5 Abs. 2 
EntgTranspG handele es sich um eine abschließende Auf­
zählung. Arbeitnehmerähnliche Personen würden dort, 
anders als im AGG (§ 6 Abs. 1 Nr. 3), ausdrücklich nicht 
genannt. Auch aus dem Gebot der unionsrechtskonfor­
men Auslegung ergebe sich diesbezüglich nichts anderes, 
da das AGG die Richtlinie 2006/54/EG ausreichend um­
setze.

Das BAG teilte diese Auffassung nicht: Die Begriffe Ar­
beitnehmerin und Arbeitnehmer müssten  unionsrechts­
konform ausgelegt werden. Das Entgelttransparenzgesetz 
diene der Umsetzung der Richtlinie 2006/54/EG. Zweck 
der Richtlinie sei die umfassende Verwirklichung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehand­
lung von Frauen und Männern in Arbeits- und Beschäfti­
gungsfragen. Hierzu zähle insbesondere die Durchset­
zung der Entgeltgleichheit. Um die erforderliche Umset­
zung zu gewährleisten, sei die richtlinienkonforme Ausle­
gung des § 5 Abs. 2 Nr. 1 EntgTranspG zwingend geboten, 
so das BAG. Das Entgelttransparenzgesetz sei bislang das 
einzige nationale Gesetz, das Regelungen zur Entgelt­
gleichheit enthalte und Beschäftigten einen umfangrei­
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chen Auskunftsanspruch gegenüber ihrem Arbeitgeber 
gewähre. Das allgemeine Gleichbehandlungsgesetz ent­
halte keine entsprechenden Regelungen. Legte man das 
Entgelttransparenzgesetz nicht unionsrechtskonform aus, 
käme es folglich zu einer nicht ausreichenden Umsetzung 
der Richtlinie.

Zuletzt hatte das BAG in einer anderen Entscheidung fest­
gestellt, dass der unionsrechtliche Arbeitnehmerbegriff 
immer dann maßgeblich ist, wenn eine unionsrechtliche 
Regelung angewandt oder nationales Recht richtlinien­
konform ungesetzt wird (siehe hier).  Dies ist bei den Re­
gelungen des EntgTranspG der Fall, so dass die unions­
rechtskonforme Auslegung des § 5 Abs. 2 Nr. 1 
EntgTranspG nur konsequent ist.

Folgen für die Praxis

Die Entscheidung darf keinesfalls als Pauschalisierung 
verstanden werden. Ob freien Mitarbeitern/Mit­
arbeiterinnen ein Auskunftsanspruch zusteht, hängt von 
den konkreten Umständen des Einzelfalls ab. Diese müs­
sen nach den vom EuGH entwickelten Kriterien für eine 
Arbeitnehmereigenschaft sprechen. Sowohl nach europä­
ischen als auch nach nationalem Verständnis erfordert die 
Arbeitnehmereigenschaft eine Weisungsgebundenheit. 
Auswirkungen entfalten die Unterschiede aber für Tätig­
keiten, die zwar weisungsgebunden erfolgen, denen es 
aber an der Fremdbestimmtheit oder der persönlichen 
Abhängigkeit fehlt.

Die Entscheidung des BAG hat daher nicht nur für freie 
Mitarbeiter*innen Bedeutung. Sie bringt Klarheit für alle 
Beschäftigungsverhältnisse, die nicht dem engen inner­
staatlichen Arbeitnehmerbegriff unterliegen. So können 
beispielsweise auch GmbH-Geschäftsführer*innen einen 
Auskunftsanspruch haben, sofern sie unionsrechtlich als 
Arbeitnehmer*innen gelten.

Für Arbeitgeber*innen hat die Entscheidung zur Folge, 
dass Auskunftsbegehren nicht vorschnell mit der Begrün­
dung abgelehnt werden sollten, die antragstellende Seite 
sei kein/e Arbeitnehmer*in im Sinne des § 5 Abs. 2 Nr. 1 
EntgTranspG. Insbesondere die Ablehnung unter Verweis 
auf die Bezeichnung im Arbeitsvertrag dürfte nicht aus­
reichend sein. 

Und dann sollten nicht tarifgebundene oder nicht tarifan­
wendende Arbeitgeber*innen die Dreimonatsfrist des 
§  15 Abs. 3 EntgTranspG beachten. Kommen 
Arbeitgeber*innen dem Auskunftsverlangen nicht fristge­
recht nach, tragen sie gemäß § 15 Abs. 5 EntgTranspG die 
Beweislast dafür, dass kein Verstoß gegen das Gebot der 
Entgeltgleichheit besteht. Zwar sieht das Entgelttranspa­
renzgesetz  selber keine Sanktionen für Entgeltungleich­
behandlungen vor, den Beschäftigten können aber An­
sprüche auf Schadensersatz und Entschädigung aus 
§ 15 Abs. 1 und Abs. 2 AGG zustehen. Im Fall der gericht­
lichen Geltendmachung käme dann die Beweiserleichte­
rung des § 22 AGG einer Durchsetzung des Anspruchs 
zugute. ß
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Fristausschöpfen 
ist gefährlich
BAG zur gerichtlichen Hinweispflicht 
bei Formfehlern im elektronischen 
Rechtsverkehr
Von Dr. Henning Müller

D
ie Gewährung von Wiedereinsetzung in den vori­
gen Stand bei Fehlern in der Rechtsanwendung des 
§ 130a ZPO und der Elektronischer-Rechtsver­
kehr-Verordnung (ERVV) hinsichtlich der Über­

mittlung kann mittlerweile als ständige Rechtsprechung 
von Bundessozialgericht (BSG), Bundesarbeitsgericht 

(BAG) und Bundesgerichtshof (BGH) bezeichnet werden. 
Das BAG hat in einer neuen Entscheidung (BAG, Be­
schluss vom 06.06.2020 – 10 AZN 53/20) die Maßstäbe 
dafür nun konkretisiert. Im Fall des BAG fehlte der soge­
nannte vertrauenswürdige Herkunftsnachweis (VHN) – 
Grund dafür dürfte gewesen sein, dass nicht die Rechtsan­

Dr. Henning Müller
Sozialgericht Darmstadt
Direktor des Sozialgerichts 

henning.mueller@sg-darmstadt.justiz.hessen.de
www.sg-darmstadt.justiz.hessen.de

Die Gewährung von Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei Fehlern in der Rechtsanwendung des § 130a ZPO und der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung 
(ERVV) hinsichtlich der Übermittlung kann mittlerweile als ständige Rechtsprechung von BSG, BAG und BGH bezeichnet werden.
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wältin oder der Rechtsanwalt selbst die Nachricht aus ih­
rem/seinem besonderen elektronischen Anwaltspostfach 
(beA) versandt hatte, sondern eine andere Person mit 
Zugriff auf das beA.

Kontext der Entscheidung

Die Voraussetzungen des § 130a Abs. 3 Satz 1 2. Var. ZPO 
lassen sich wie folgt zusammenfassen:

•	 	Übermittlungsweg des elektronischen Dokuments ist 
ein sicherer Übermittlungsweg gemäß § 130a Abs. 4 
ZPO,

•	 	der Versendeprozess wurde vom Postfachinhaber selbst 
angestoßen, und

•	 	das elektronische Dokument trägt die einfache Signatur 
des Postfachinhabers (also maschinenschriftlich seinen 
Name oder seine eingescannte Unterschrift).

Die Prüfung, ob ein sicherer Übermittlungsweg vorlag 
oder nicht, ist deshalb für die Beurteilung der Wahrung 
der prozessualen Form essentiell. Sie ist daher vom juristi­
schen Entscheider – je nach Prozessordnung regelmäßig 
von Amts wegen – durchzuführen, aber auch vom Verfah­
rensgegner.

Die Prüfung erfolgt durch Überprüfung des Vorliegens 
eines vertrauenswürdigen Herkunftsnachweises (VHN). 
Die Nutzung des sicheren Übermittlungswegs durch die 
berechtigte Person (regelmäßig den Postfachinhaber) 

selbst wird durch den VHN bestätigt. Der VHN ist eine 
fortgeschrittene elektronische Signatur, die nachweist, 
dass der Postfachinhaber sicher an seinem Verzeichnis­
dienst angemeldet war und dass dieser Verzeichnisdienst 
ihn als Inhaber eines der obengenannten sicheren Über­
mittlungswege ausweist. Ob das eingegangene Dokument 
aus einem sicheren Übermittlungsweg versandt worden 
ist, lässt sich daher (nur) anhand des Prüfvermerks, des 
Transfervermerks oder des Prüfprotokolls erkennen. Sie 
visualisieren den VHN. Auf dem eingegangenen Doku­
ment selbst befindet sich kein (verlässlicher) Hinweis auf 
den Übermittlungsweg.

Ein VHN wird nicht übersandt, wenn der sichere Über­
mittlungsweg zwar in Form seiner Infrastruktur, aber 
nicht durch den Postfachinhaber selbst genutzt wird. Dies 
ist beispielsweise dann der Fall, wenn zwar über das beA 
eines Rechtsanwalts oder einer Rechtsanwältin ein elek­
tronisches Dokument verschickt wird, der Versendepro­
zess aber durch das Sekretariat angestoßen wird. 

„Aufgrund der gerichtlichen Fürsorge kann 
ein gerichtlicher Hinweis geboten sein, 
wenn ein Rechtsbehelf nicht in der vorge-
sehenen Form übermittelt wird.“

Auf dem Transfervermerk, dem Prüfvermerk oder dem 
Prüfprotokoll lässt sich das Vorhandensein eines VHN 
durch den Eintrag „Informationen zum Übermittlungs­

weg: Sicherer Übermittlungsweg aus einem …“ erkennen. 
Die SAFE-ID oder ERV-ID ist ebenso wenig ein taugli­
ches Unterscheidungsmerkmal wie die elektronisch über­
sandte „Visitenkarte“. Die Postfächer des besonderen elek­
tronischen Anwaltspostfachs (beA) besitzen zwar eine 
eindeutige SAFE-ID, die stets mit DE.BRAK beginnt. 
Hierdurch ist zwar leicht erkennbar, dass der Absender 
einer Nachricht ein beA-Postfach genutzt hat. Die 	
DE.BRAK-SAFE-ID allein genügt aber nicht als Hinweis 
darauf, ob das beA auch als sicherer Übermittlungsweg im 
Sinne des § 130a Abs. 4 Nr. 2 ZPO verwendet wurde. Hier­
für ist das Vorliegen eines VHN das einzige Unterschei­
dungsmerkmal, denn unabhängig davon, ob der Rechts­
anwalt oder die Rechtsanwältin selbst oder ein/e Mitarbei­
ter/in gesendet hat, wird immer die SAFE-ID des Anwalts 
oder der Anwältin im Prüfprotokoll der eingehenden 
Nachricht angezeigt (lediglich ohne den VHN).

Abgrenzung zwischen Wiedereinsetzung 
und Eingangsfiktion

Eine Rettung formwidriger Einreichungen kommt nach 
den allgemeinen Wiedereinsetzungsregeln oder aufgrund 
der Eingangsfiktion des § 130a Abs. 6 ZPO in Betracht. 

Ausgehend vom Wortlaut des § 130a Abs. 6 ZPO („bear­
beitbar“), betrifft die Eingangsfiktion nur Formfehler, die 
nicht nur die „Übermittlung“ betreffen. Hierdurch ist 
auch die gerichtliche Hinweispflicht klar systematisiert. 

Eine mangelnde Bearbeitbarkeit wird danach vor allem 
dann vorliegen, wenn die übermittelte Datei beschädigt, 
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kennwortgeschützt ohne bekanntgegebenes Kennwort 
oder virenverseucht ist. Die bisher ergangene Rechtspre­
chung geht zudem zumeist davon aus, dass auch andere 
Formatfehler im elektronischen Rechtsverkehr – insbe­
sondere Verstöße gegen § 2 Abs. 1 ERVV (beispielsweise 
Word-Datei statt PDF) sowie gegen die Elektronischer-
Rechtsverkehr-Bekanntmachung (ERVB, beispielsweise 
nicht alle Schriftarten eingebettet) – zur „Bearbeitbarkeit“ 
gehören, obschon dies mit dem Wortlaut nur schwer in 
Einklang zu bringen ist. Fehler der Bearbeitbarkeit führen 
zu § 130a Abs. 6 ZPO, also zu einer „unverzüglichen“ Hin­
weispflicht des Gerichts und bei unverzüglicher Nachrei­
chung des elektronischen Dokuments und Glaubhaftma­
chung der Übereinstimmung mit der früheren Einrei­
chung zu einer verschuldensunabhängigen Eingangsfikti­
on.

Negative Folgen von Fehlern der Übermittlung dagegen 
lassen sich nur durch die allgemeinen Wiedereinsetzungs­
regeln beheben. Im Gegensatz zur Eingangsfiktion gemäß 
§ 130a Abs. 6 ZPO liegt hier der entscheidende Unter­
schied darin, dass ein Verschulden des Einreichers die 
Wiedereinsetzung grundsätzlich ausschließt. Die Recht­
sprechung „hilft“ dem modernen Einreicher aber nach 
den zur Containersignatur entwickelten Grundsätzen da­
durch, dass das regelmäßige Verschulden eines Rechtsan­
walts bei der Falschanwendung von Rechtsnormen (hier 
des § 130a ZPO und der ERVV) hinter Verstößen gegen 
die gerichtliche Fürsorgepflicht zurücktritt. 

Gerichtliche Fürsorgepflicht bei 
Formfehlern

Aufgrund der gerichtlichen Fürsorge kann ein gerichtli­
cher Hinweis geboten sein, wenn ein Rechtsbehelf nicht in 
der vorgesehenen Form übermittelt wird. Eine Partei kann 
erwarten, dass der Formfehler in angemessener Zeit be­
merkt wird und innerhalb eines ordnungsgemäßen Ge­
schäftsgangs die notwendigen Maßnahmen getroffen wer­
den, um eine drohende Fristversäumnis zu vermeiden. 
Unterbleibt der Hinweis, ist der Partei Wiedereinsetzung 
zu bewilligen, wenn der Hinweis bei ordnungsgemäßem 
Geschäftsgang so rechtzeitig hätte erfolgen können, dass 
es der Partei noch möglich gewesen wäre, die Frist zu 
wahren.

Der ordnungsgemäße Geschäftsgang

Der Begriff des „ordnungsgemäßen Geschäftsgangs“ fin­
det sich seit den ersten Entscheidungen zur Containersig­
natur in zahlreichen Beschlüssen, ohne dass dieser Zeit­
raum bislang näher definiert wäre. Das Hessische Landes­
arbeitsgericht (Urteil vom 14.02.020 – 10 Sa 1031/19 SK) 
betonte zumindest bereits, dass ordnungsgemäß jedenfalls 
nicht „sofort“ bedeutet.

In seinem Beschluss von 05.06.2020 kommt das BAG nun 
erstmals einer weiteren Definition näher: Jedenfalls inner­
halb von acht Arbeitstagen könne ein Rechtsanwalt einen 
Hinweis erwarten. Innerhalb dieser Zeit sei es – so das 
BAG – dem Gericht möglich, zumindest das vollständige 
Fehlen eines VHN als Nachweis des sicheren Übermitt­

lungswegs gemäß § 130a Abs. 4 ZPO zu erkennen, denn 
diese Feststellung sei einfach und mit wenig Prüfungsauf­
wand verbunden.

Das BAG hatte sich hier nicht zu engeren Zeiträumen als 
acht Arbeitstagen zu äußern; der Posteingang war acht 
Arbeitstage vor Ablauf der Frist erfolgt. Die acht Tage blei­
ben daher nicht in Stein gemeißelt, sondern denkbar ist, 
dass in Zukunft auch schnellere Prüfungen von den Ge­
richten verlangt werden. Andererseits stellt das BAG auch 
klar, dass der hier vorliegende Formfehler – das vollstän­
dige Fehlen des VHN – besonders leicht zu erkennen ist; 
letztlich mit einem Blick. Andere Formfehler im elektro­
nischen Rechtsverkehr – etwa das Fehlen der Absen­
derauthentifizierung bei der De-Mail – fordern den juris­
tischen Entscheider deutlich mehr. Wie sich hier die 
Rechtsprechung entwickeln wird, bleibt also abzuwarten.

Fazit

Ein Ausschöpfen der Frist bleibt für (unsichere) Einrei­
cher im elektronischen Rechtsverkehr brandgefährlich. Es 
bleibt abzuwarten, ob die Rechtsprechung auch noch kür­
zere Zeiträume ausreichen lassen wird – sich darauf zu 
verlassen ist mit den entsprechenden Risiken verbun­
den. ß
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Governance, 
strategisches 
Insourcing, 
strategisches 
Kanzlei
management, 
Digitalisierung
Im Blickpunkt: Der Rechtsabteilungs­
report 2019/2020
Gastbeitrag von Andreas Bong

K
PMG Law beobachtet seit 2005 die Trends und Ent­
wicklungen der internationalen Rechtsabteilungen 
der Top 150 der deutschen Unternehmen. Die ver­
gangenen 15 Jahre waren von vier Trends geprägt: 

Stärkung der zentralen Governance, strategisches Insour­
cing und strategisches Kanzleimanagement – beides mit 

dem vorrangigen Ziel, externe Ausgaben zu senken – so­
wie Digitalisierung der Supportprozesse. Heute wachsen 
die Rechtsabteilungen kaum noch, dafür bestimmen ein 
hoher Grad an Standardisierung, strategisches Sourcing 
und Legal-Tech für die Kernprozesse der rechtlichen Be­
ratung das Bild.

Andreas Bong
KPMG Law Rechtsanwaltsgesellschaft mbH	
Frankfurt am Main
Partner, Co-Head Legal Process & Technology

Andreas.bong@kpmg-law.com
www.kpmg-law.com

Wir bewegen uns auf ein vollintegriertes Dienstleistungsmodell zu, das interne und externe Ressourcen sowie automatisierte technische Dienstleistungen auf einer 
einheitlichen rechtlichen Plattform optimal kombiniert und zuweist.
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Die Effizienzsteigerungen der vergangenen 
15 Jahre

Zentrale Governance

Die Zahl der Rechtsabteilungen, die ihre weltweiten Ab­
teilungen zentral steuern, ist in den vergangenen 15 Jah­
ren kontinuierlich gewachsen. Diese Zentralisierung um­
fasst alle Bereiche einschließlich personalbezogener Ent­
scheidungen und zahlt sich auch finanziell aus: Im Ver­
gleich mit anderen Unternehmen derselben Branche mit 
dezentralem Modell bietet diese Aufstellung eine verbes­
serte Transparenz und Risikostruktur sowie Einsparun­
gen von 9%–15% der Gesamtkosten, gemessen am Um­
satz. Die Führung betrifft freilich nur die Organisation der 
internationalen Zusammenarbeit in einer global aufge­
stellten Rechtsabteilung – der lokale Rechtsrat verbleibt in 
der Verantwortung der Einheiten vor Ort. 

Strategisches Insourcing

In den vergangenen 15 Jahren herrschte eine Schwarz­
weißsicht auf das Thema Outsourcing vor. Outsourcing 
wurde als teuer wahrgenommen (schwarz), Insourcing 
dagegen als günstig (weiß). Viele Unternehmen setzten 
Insourcingstrategien um und stellten vermehrt Unterneh­
mensjuristen ein – die Teams wuchsen im Durchschnitt 
um 92%, gemessen am Umsatz des Unternehmens. 2019 
schließlich war ein Plateau erreicht – die Unternehmens­
führung stoppte das Wachstum der Rechtsabteilung, um 
(Fix-)Kosten zu sparen. Nicht Wachstum gilt mehr als 
Faktor für die Effizienz, sondern Verbesserungen an 
Struktur und laufendem Betrieb. 

Die Grafik zeigt, wie sich die Teams in den Rechtsabtei­
lungen seit 2005 im Verhältnis zum Umsatz entwickelt 
haben. Die Anzahl der Rechtsanwälte hängt stark von der 
Branche ab: Automotive und klassische Industrie liegen 
deutlich unter dem Durchschnitt, Chemie und vor allem 
auch Pharma liegen zum Teil über dem Doppelten des 
Durchschnitts. Gleichzeitig sank der Assistenzschlüssel. 
2005 teilten sich 1,2 Anwälte eine Supportkraft, 2019 wa­
ren es 4,5 Anwälte. Dieses Verhältnis zieht sich durch alle 
Branchen, variiert allerdings nach dem Grad der Speziali­
sierung innerhalb der Rechtsabteilung. Je spezialisierter 
und (in den meisten Fällen) je größer die Rechtsabteilung 
ist, desto weniger Supportbedarf hat sie. Je generalisti­
scher eine Rechtsabteilung arbeitet, desto höher ist der 
Bedarf. 

Strategisches Kanzleimanagement

Seit 2005 haben die Unternehmen die Anzahl der exter­
nen Anwaltskanzleien, mit denen sie zusammenarbeiten, 
stark zurückgefahren. 2019 verließen sich mehr als 60% 
der Top 150 in Deutschland auf maximal 30 Partner welt­

weit, typischerweise auf Basis eines Providermanage­
ments. Vorteile sind eine verbesserte Auswahl und Steue­
rung der beauftragten Kanzleien, eine zuverlässigere Qua­
litäts- und Rechnungskontrolle sowie eine belastbare Be­
wertung der einzelnen Kanzlei am Ende eines Projekts. In 
der Folge konnten die Gesamtkosten für externe Rechts­
beratung kontinuierlich gesenkt werden – ausgenommen 
natürlich die Kosten für Bereiche wie Rechtsstreitigkeiten 
oder M&A-Deals.

Digitalisierung 

Technologie spielt eine immer wichtigere Rolle in der 
Rechtsabteilung. In einer ersten Welle der Digitalisierung 
führten Rechtsabteilungen bis vor wenigen Jahren in ers­
ter Linie IT-Tools ein, die auf eine Verbesserung von Sup­
portprozessen wie Archivierung, Ausgabenkontrolle oder 
Sachbearbeitung abzielten. Diese Neuerungen verbesser­
ten zwar das interne Management, wurden aber von den 
internen Mandanten weder wahrgenommen noch selbst 
angewandt, blieben also ohne Einfluss auf die interne Zu­
sammenarbeit. Inzwischen wird Legal-Tech im Unterneh­

KPMG Law Rechtsanwaltsgesellschaft mbH.
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men zunehmend für die Beschleunigung der eigentlichen 
Dienstleistung von Rechtsabteilungen eingesetzt. 

Die Rechtsabteilung der Zukunft

Auf dem Weg zur Rechtsabteilung der Zukunft sind zwei 
Punkte zentral: Legal-Operations und Legal-Tech. Die ju­
ristische Basisarbeit, Evaluation und Standardisierung 
werden in Zukunft weitgehend auf technologischer Basis 
erfolgen. Der Markt für Legal-Services entwickelt sich, 
und strategisches Sourcing wird erfolgsentscheidend. 

Standardisierung und strategisches Sourcing

Auf dem Weg zu mehr Effizienz und besseren Strukturen 
braucht man nicht das Rad neu zu erfinden. Es reicht aus, 
interne Prozesse und Dokumente zu standardisieren, so 
dass Mandanten und Anwälte sie in der täglichen Arbeit 
mit wenig Aufwand nutzen können. Prozesse wie das glo­
bale Vertragsmanagement oder die Anpassung von Doku­
menten lassen sich so deutlich schneller erledigen.

Die erwähnte Schwarzweißperspektive macht inzwischen 
einer differenzierten Sichtweise Platz. Viele Legal-Servi­
ces-Anbieter ebenso wie klassische Kanzleien bieten in­
zwischen Managed Services an. Standardisierte Prozesse 
können zu geringeren Kosten ausgelagert werden, als In­

house-Teams sie umsetzen könnten. Rechtsleiter müssen 
heute sorgfältig abwägen, welche Aufgaben sie intern um­
setzen, auslagern oder über Legal-Tech-Lösungen abbil­
den. Zunehmend gewinnt die richtige Mischung inner­
halb des Dienstleistungsportfolios an Bedeutung, um 
Kosten zu senken und gleichzeitig in ständig volatileren 
Geschäftszyklen Ressourcenflexibilität zu gewährleisten – 
eine Aufgabe, die durch Covid-19 nicht gerade einfacher 
wird.

„Purposeful Legal-Tech“ und Evaluation 

In der zweiten Reifephase der Digitalisierung wird Legal-
Tech zunehmend zielgerichtet eingesetzt. Technologie un­
terstützt heute die internen Mandanten, indem sie die ju­
ristische Kernarbeit und die Funktionalität verbessert, um 
die Rechtsabteilung weniger stark in repetitive und typi­
scherweise risikoarme Prozesse einzubinden. 

Sie ermöglicht auch eine automatisierte und präzise Eva­
luation der Rechtsabteilung. Rechtsleiter werden sich auch 
auf die Überwachung von Effizienz und Effektivität, aber 
auch auf Risiko-Key-Performance-Indikatoren konzen­
trieren müssen. 

Ausblick

Wir bewegen uns auf ein vollintegriertes Dienstleistungs­
modell zu, das interne und externe Ressourcen sowie au­
tomatisierte technische Dienstleistungen auf einer ein­
heitlichen rechtlichen Plattform optimal kombiniert und 
zuweist. Diese Plattform, eine „One-Stop-Shop“-Rechts­KPMG Law Rechtsanwaltsgesellschaft mbH.
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abteilung, wird alle derzeit noch bestehenden (Tech-)Silos 
in den Rechtsabteilungen mit einbeziehen. Sie wird so­
wohl Unternehmensjuristen als auch interne Mandanten 
in die Lage versetzen, Dokumente selbst zu erstellen und 
rechtliche Aufgaben zu lösen, entweder unter Verwen­
dung von Chatbots und künstlicher Intelligenz oder im 
Rahmen einer persönlichen Rechtsberatung, wenn das 
System sie im Einzelfall an den passenden, spezialisierten 
Rechtsanwalt verweist. Der „One-Stop-Shop“ gibt den 
Anwälten einen permanenten und umfassenden Zugriff 
auf alle Prozesse und Inhalte, von Chatbots über Legal-
Monitoring und Legal-Spend-Management bis zur Ver­
tragsautomatisierung – im Bild oben beispielhaft in einer 
einzigen, zentralen Benutzeroberfläche zusammenge­
führt. ß

KPMG Law Rechtsanwaltsgesellschaft mbH.
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  Deals

Hengeler Mueller an der Seite von CELLINK beim Erwerb von 
Scienion

Die schwedische CELLINK AB (publ) (CELLINK) hat mit den Eigentümern der 
Scienion AG (Scienion) eine Vereinbarung über den Erwerb aller Aktien zu 
einem Nettokaufpreis von 80 Millionen Euro geschlossen. Davon entfallen 40 
Millionen Euro auf 2.814.032 neue Series-B-Aktien von CELLINK, der 
verbleibende Betrag soll in bar gezahlt werden. CELLINK ist ein globaler 
Anbieter von Technologien, Produkten und Dienstleistungen im Bereich 
Zell- und Molekularbiologie. Das Life-Science-Unternehmen Scienion mit Sitz 
in Berlin ist auf Präzisionsdispensiertechnologien spezialisiert.

Hengeler Mueller hat CELLINK bei der Transaktion beraten. Tätig waren 
die Partner Prof. Dr. Hans-Jörg Ziegenhain (Federführung), Dr. Daniel Möritz 
(beide Gesellschaftsrecht/M&A), Dr. Markus Ernst (Steuern; alle München) 
und Hendrik Bockenheimer (Arbeitsrecht, Frankfurt am Main), die Counsels 
Benedikt Migdal, Patrick Wilkening (beide Gewerblicher Rechtsschutz/IT) und 
Dr. Susanne Koch (Öffentliches Wirtschaftsrecht, alle Düsseldorf) sowie die 
Associates Dr. Jakub Lorys, Dr. Hanna Gotta, Dr. Thomas Weierer, Johannes 
Schmidt, Dr. Daniel Blagojevic (alle Gesellschaftsrecht/M&A), Tobias Schwab 
(Steuern, alle München) und Dr. Marius Mayer (Arbeitsrecht, Frankfurt am 
Main). (tw)

Gleiss Lutz begleitet die Berylls-Gruppe bei dem Erwerb von drei 
Gesellschaften des Automobilzulieferers MEKU  
Die Hechinger-Gruppe und die Berylls-Gruppe als Koinvestor übernehmen 
drei insolvente Gesellschaften der Automobilzuliefergruppe MEKU: die MEKU 
Elektronische Systeme GmbH mit Sitz in Bad Dürrheim (einen Fertigungs-
dienstleister für elektronische Komponenten und Baugruppen), die MEKU 
Mechatronische Systeme GmbH mit Sitz in Eching (einen Hersteller 
mechatronischer Komponenten mit Schwerpunkt Stanz- und Biegetechnolo-
gie) sowie die MEKU Kunststoff Technologie GmbH mit Sitz in Villingen-
Schwenningen (einen Kunststoffspritzgießer mit Kompetenzen beim 
Umspritzen, 2K- und Hybridspritzguss).

Die MEKU-Gruppe mit rund 200 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen an vier 
Standorten bietet Systemlösungen, anspruchsvolle Industrieteile und 
Baugruppen als Wertschöpfungspartner und Systemlieferant für ihre Kunden 

aus der Automobilzuliefer- und Kunststoffindustrie an. Ein besonderer 
Schwerpunkt liegt auf der Entwicklung und Herstellung mechatronischer 
Systeme für ressourcenschonende Anwendungen im Bereich E-Mobility in der 
Mobilitätsbranche. 

Die Berylls-Gruppe vereint mit Büros in München, Berlin, Zürich, London, 
Detroit, Schanghai und Seoul drei auf die Automobilindustrie spezialisierte 
Dienstleistungen: Topmanagementberatung (Berylls Strategy Advisors), 
digitale Geschäftsmodelle und -transformation (Berylls Digital Ventures) 
sowie die aktive Beteiligung an Mobilitätsunternehmen in Sondersituationen 
(Berylls Equity Partners). 

Das folgende Gleiss-Lutz-Team war für die Berylls-Gruppe im Rahmen 
der Transaktion tätig: Dr. Rainer Loges (Partner, Federführung), Dr. Markus 
Braun (beide M&A, München), Dr. Jan-Alexander Lange (Finance, Frankfurt 
am Main), Dr. Alexander Nagel (Counsel, Restrukturierung, Düsseldorf). (tw)

CENTROTEC erwirbt die PARI Group – Gibson Dunn führt Regie

Gibson, Dunn & Crutcher LLP hat die CENTROTEC SE beim Erwerb sämtlicher 
Aktien der PARI Group AG zu einem vorläufigen Kaufpreis von etwa 43 
Millionen Euro beraten. Verkäufer sind Guido A. Krass, Aufsichtsratsvorsitzen-
der der CENTROTEC SE, und seine Familie. Der Vollzug der Transaktion 
untersteht noch einer Reihe von Vollzugsbedingungen, insbesondere der 
kartellrechtlichen Freigabe durch das Bundeskartellamt, und wird zu Beginn 
des vierten Quartals 2020 erwartet.

Die PARI Group AG, mit Sitz in Steinhausen, Schweiz, ist die Holding einer 
Unternehmensgruppe, die 80% an der CS Wismar GmbH sowie ein umfassen-
des Immobilienportfolio mit angegliederten Immobiliendienstleistungen 
umfasst. Die CS Wismar GmbH mit Sitz in Wismar, Deutschland, ist ein 
Solarmodulproduzent. An ihrem Produktionsstandort in Wismar werden unter 
anderem qualitativ hochwertige und besonders langlebige Glas-Glas-Photo-
voltaikmodule hergestellt, die insbesondere im Gebäudebereich bei hohem 
Eigenverbrauchsanteil zum Einsatz kommen. 

Die CENTROTEC SE, mit Firmensitz in Brilon, Deutschland, ist über 
Tochtergesellschaften und Vertriebspartner in rund 50 Ländern vertreten. Zu 
den wichtigsten Konzerngesellschaften gehören Wolf, Brink Climate Systems 
und Ned Air, die sich im Segment Climate-Systems auf Heizungs-, Klima- und 
Lüftungstechnik, darunter Solarthermiesysteme, BHKW und Wohnungslüf-
tungssysteme mit Wärmerückgewinnung spezialisiert haben, sowie Ubbink 
und Centrotherm, bei denen im Segment Gas-Flue-Systems der Fokus auf 
Abgas- und Luftführungssystemen liegt. CENTROTEC ist damit der einzige 

börsennotierte Komplettanbieter für Heiz- und Klimatechnik sowie 
Solarthermie und Energiesparlösungen im Gebäude in Europa.

Dem Team von Gibson Dunn in Deutschland unter Federführung des 
Münchner Corporate-Partners Dr. Ferdinand Fromholzer gehörten Dr. Wilhelm 
Reinhardt (Partner, Corporate, Frankfurt am Main), Dr. Hans Martin Schmid 
(Partner, Tax, München), Silke Beiter (Of Counsel, Corporate, München), Kai 
Gesing (Of Counsel, Kartellrecht, München), Dr. Dennis Seifarth (Associate, 
Corporate, München), Dr. Johanna Hauser (Associate, Corporate, München), 
Dr. Dominik König (Associate, Corporate, München) und Daniel Gebauer 
(Associate, Real Estate, München) an. (tw)

Mit BEITEN BURKHARDT im Scheinwerferlicht: Ledvance verkauft 
Werk in Eichstätt an Callista Private Equity

BEITEN BURKHARDT hat die auf Allgemeinbeleuchtung spezialisierte Ledvance 
GmbH mit Sitz in Garching bei der Veräußerung ihres Werks im bayerischen 
Eichstätt an den Münchner Investor Callista Private Equity beraten. Über das 
Transaktionsvolumen haben die Parteien Stillschweigen vereinbart.

Das Eichstätter Werk ist per Betriebsübergang in eine neue Gesellschaft 
übertragen worden, die unter Aurora Lichtwerke firmiert. Ledvance bleibt 
Kunde und Partner des Werks. Der Kaufvertrag sieht eine Standortgarantie bis 
2023 vor. Nachdem noch im März dieses Jahres von einer Standortschließung 
ausgegangen werden musste, konnten mit der jetzigen Transaktion mehr als 
330 Arbeitsplätze zunächst gesichert werden.

Ledvance gehörte einst zur Allgemeinbeleuchtungssparte von Osram, 
wurde aber 2017 von chinesischen Investoren übernommen und befindet sich 
heute im Besitz des chinesischen Lichtunternehmens MLS Co., LTD. Mit 
Niederlassungen in mehr als 50 Ländern und Geschäftsaktivitäten in über 140 
Ländern verfügt Ledvance über einen hervorragenden globalen Marktzugang.

Berater Ledvance GmbH – BEITEN BURKHARDT: Die Partner Angelika 
Kapfer (Federführung), Christian Philipp Kalusa, beide Partner), Caroline 
Frohnwieser (Associate; alle Corporate/M&A, München), Partner Jörn Manhart 
(Pensionen, Düsseldorf) sowie Partner Laureen Lee (IT- und Datenschutz-
recht, München). (tw)

RITTERSHAUS unterstützt SRH beim Einstieg in die Wilhelm Löhe 
Hochschule und dem Anteilserwerb von Diakoneo

Das gemeinnützige Bildungs- und Gesundheitsunternehmen SRH wird künftig 
gemeinsam mit Diakoneo die Wilhelm Löhe Hochschule in Fürth betreiben. 
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Dafür hat die SRH 51% der Anteile an der Trägergesellschaft von Diakoneo 
übernommen. Die SRH wurde dabei von RITTERSHAUS Rechtsanwälte 
rechtlich begleitet. 

Künftig wird die Hochschule für Gesundheits- und Sozialmanagement mit 
mehr als 300 Studierenden in gemeinsamer Trägerschaft fortgeführt. Für die 
SRH ist diese strategische Partnerschaft die erste Kooperation zum Betrieb 
einer Hochschule in Bayern. Die Wilhelm Löhe Hochschule eingeschlossen, 
gehören nun eine Universität und sieben Hochschulen mit insgesamt 15.000 
Studierenden zum Verbund der SRH. Der Kauf steht unter dem Vorbehalt der 
Genehmigung durch das Bundeskartellamt. 

Die SRH ist ein führender Anbieter von Bildungs- und Gesundheitsdienst-
leistungen. Sie betreibt private Hochschulen, Bildungszentren, Schulen und 
Krankenhäuser. Mit 15.500 Mitarbeitern betreut die SRH bundesweit mehr als 
1,2 Millionen Bildungskunden und Patienten im Jahr und erwirtschaftet einen 
Umsatz von rund 1,1 Milliarden Euro. Dachgesellschaft ist die SRH Holding 
(SdbR), eine gemeinnützige Stiftung mit Sitz in Heidelberg.

Diakoneo, eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, gehört mit über 
10.000 Mitarbeitenden zu den größten diakonischen Unternehmen in Deutsch-
land und bietet in über 200 Einrichtungen in Bayern, Baden-Württemberg und 
Polen umfassende Leistungen in den Bereichen Bildung, Gesundheit, Pflege, 
Wohnen, Assistenz, Arbeit und Spiritualität an.

Die SRH wurde beim Einstieg in die Wilhelm Löhe Hochschule und dem 
Anteilserwerb von einem auf M&A-Transaktionen spezialisierten Team der 
Wirtschaftskanzlei RITTERSHAUS Rechtsanwälte unter Federführung der 
Mannheimer Partnerin Verena Eisenlohr beraten. RITTERSHAUS Rechtsan-
wälte berät die Unternehmen der SRH sowohl im Bildungs- als auch im 
Gesundheitsbereich seit Jahren in unterschiedlichen Rechtsbereichen sowie 
bei M&A-Transaktionen. Unter anderem hatte RITTERSHAUS Rechtsanwälte 
unter der Federführung von Verena Eisenlohr die SRH Higher Education 
GmbH bei dem Erwerb der EBS Universität für Wirtschaft und Recht im 
Jahr 2016 und die SRH Kliniken GmbH im Jahr 2020 beim Erwerb der 
Klinikum Burgenlandkreis GmbH sowie im Jahr 2018 bei dem Erwerb der 
Ruland Kliniken begleitet. 

Berater SRH Higher Education GmbH – RITTERSHAUS Rechtsanwälte 
Partnerschaftsgesellschaft mbB (Mannheim): Verena Eisenlohr, LL.M., 
Partnerin (Federführung, M&A, Gesellschaftsrecht),  Dr. Felix Klemt, Partner 
(Immobilienrecht), Johanna Louise Bauer, LL.M., Associate (Gesellschafts-
recht, Immobilienrecht).

Berater Diakoneo KdöR – PricewaterhouseCoopers Legal AG Rechtsan-
waltsgesellschaft (Frankfurt am Main): Dr. Sebastian Babbe (Federführung), 
Stephan Meroth, Dr. Jörg Hübner. (tw)

  Sozietäten

ChargePilot: Noerr berät Europäische Investitionsbank bei 
15-Millionen-Euro-Finanzierung von „The Mobility House“ 

Ein Team der Kanzlei Noerr unter Leitung von Michael Schuhmacher und 
Andreas Naujoks hat die Europäische Investitionsbank im Zusammenhang 
mit der Vereinbarung über ein Darlehen von 15 Millionen Euro an „The 
Mobility House“ beraten. Mit den Mitteln wird das Unternehmen die 
intelligente Integration von Elektrofahrzeugen in das Stromnetz vorantreiben.

Mit dem Darlehen will das Technologieunternehmen mit Sitz in München 
die Forschung und Entwicklung seines intelligenten Lade- und Energiema-
nagementsystems ChargePilot beschleunigen. Das Ziel ist, europaweit mehr 
Elektrofahrzeuge auf die Straße zu bringen und sie optimiert und kosteneffi-
zient in das Stromnetz zu integrieren. Gefördert wird das Projekt durch das 
Finanzierungsinstrument „InnovFin – Demonstrationsprojekte im Energiesek-
tor“, das aus Mitteln des aktuellen EU-Forschungs- und Innovationspro-
gramms Horizont 2020 finanziert wird.

Die „The Mobility House“-Gruppe entwickelt innovative Ladelösungen für 
Elektromobilität einschließlich Speichermöglichkeiten und der Integration 
von  Fahrzeugbatterien ins Stromnetz. Privat- und Geschäftskunden begleitet 
das Unternehmen bei dem Einstieg in die Elektromobilität durch die Planung, 
den Aufbau und den Betrieb einer individuellen Ladeinfrastruktur.

Berater Europäische Investitionsbank –  Noerr LLP: Michael Schuhmacher, 
Andreas Naujoks (Leitung), Dr. Dorian Legel (Frankfurt am Main, Bank- und 
Finanzrecht).

Luxemburgisches Recht: Sara Gerling, Arendt & Medernach. (tw)

Sparen mit Freshfields: TeamViewer optimiert seine Finanzierungs-
struktur
Freshfields Bruckhaus Deringer hat die TeamViewer AG bei der Änderung 
ihrer syndizierten Kredit- und Darlehensfazilitäten beraten. Die neuen 
Bedingungen und Konditionen spiegeln die signifikante Entschuldung und das 

verbesserte Kreditprofil wider, die durch die positive Geschäftsentwicklung 
des Unternehmens seit dem Börsengang im September 2019 entstanden sind.

Die Änderungen umfassten unter anderem eine Erhöhung der revolvieren-
den Kreditfazilität von 35 auf 150 Millionen Euro, eine damit einhergehende 
Reduzierung des US-Dollar-Tilgungsdarlehens von 450 Millionen auf 340 
Millionen US-Dollar und nicht zuletzt eine deutliche Verringerung der 
Zinssätze. Dadurch spart TeamViewer ab 2021 jährlich rund 5 Millionen Euro 
an Zinszahlungen.

Das Freshfields-Team umfasste Dr. Michael Josenhans (Federführung), 
Yara Bevaart und Vanessa Steiner (alle Finance). (tw)

Fleischlose Alternative: Redalpine setzt bei Investment in 
Mushlabs auf Osborne Clarke

Osborne Clarke hat Redalpine bei der Investition in Mushlabs im Rahmen der 
Series-A-Finanzierungsrunde über insgesamt 10 Millionen Euro beraten. Das 
Berliner Start-up arbeitet an einem Prozess, in dem Pilzwurzeln im Fermenter 
produziert werden, um Fleischersatzprodukte herzustellen. 

Angeführt wird die Runde vom Schweizer VC Redalpine und VisVires New 
Protein Capital aus Singapur. Auch die Altgesellschafter Happiness Capital, 
ein Anteilseigner von Atlantic Food Labs, und Joyance Partners aus 
Kalifornien investieren Kapital.

Das Osborne-Clarke-Team unter der Federführung von Nicolas Gabrysch 
(Corporate/VC) bestand aus Dr. Nanni Spitzer, Nicole Preuß, Felix Dörrenba-
cher und Benedikt Hülsmann (alle Corporate), Laura Klein und Max Wächter 
(beide IP) und Alexander Schlicht (Arbeitsrecht).

Mushlabs arbeitet seit zwei Jahren mit heute elf Mitarbeitern an einer 
technologischen Möglichkeit, das fadenförmige Wurzelgeflecht von Pilzen 
(Myzelien) zu nutzen, um daraus Lebensmittel zu produzieren. Dabei dienen 
Reste aus der Lebensmittelindustrie und Landwirtschaft als Nährboden für 
die Pilzwurzeln. Diese Masse fermentiert in Bioreaktoren und wird zu einem 
proteinhaltigen und ballaststoffreichen Substrat, aus dem Mushlabs dann 
Fleischersatz erzeugen möchte. (tw) 

Simmons & Simmons unterstützt Finanzagentur bei der 
Vorbereitung der ersten Emission grüner Bundeswertpapiere

Simmons & Simmons hat die Finanzagentur bei kapitalmarktrechtlichen 
Fragestellungen im Zusammenhang mit der Vorbereitung der ersten Emission 
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grüner Bundeswertpapiere beraten. Das Mandat umfasste ebenfalls die 
Beratung bei der Erstellung des Green Bond Framework.

Das Simmons-Team wurde von Dr. Felix Biedermann (Partner, Kapital-
marktrecht, Frankfurt am Main) geleitet. Zum weiteren Team gehörten Chris 
Walton (Partner, US-Recht, London), Dr. Gabriele Röhl (Counsel, Kapitalmarkt-
recht, Frankfurt am Main) sowie Andrea Tompkins (Counsel, US-Recht, 
London). Inhouse wurde die Finanzagentur von Daniela Kracht (Legal Counsel, 
Kapitalmarktrecht) beraten.

Dr. Felix Biedermann kommentiert: „Die erfolgreiche Vorbereitung dieser 
Emission zeigt abermals unsere Expertise im Bereich nachhaltiger Anleihen. 
Bereits Anfang des Jahres durften wir an der Emission des ersten Social 
Bonds einer europäischen Großstadt (München) mitwirken.“ (tw)

Ordnung in das Bürochaos bringen: Osborne Clarke berät Workist 
in Seed-Finanzierungsrunde

Osborne Clarke hat das Berliner KI-Start-up Workist, bisher unter outsmart.ai 
bekannt, bei der Seed-Finanzierungsrunde in Höhe von 2,3 Millionen Euro 
beraten. Parallel zur Finanzierungsrunde startet auch die Automatisierungs-
plattform von Workist. Die Runde führt der Venture-Capital-Investor 468 
Capital an, weitere Investoren sind LEA Partners sowie unter anderem 
Angel-Investor Marc Georg Schauenburg.

Mit dem Erlös der Finanzierungsrunde will Workist die Markteinführung 
der Plattform vorantreiben. Daneben stehen der weitere Aufbau des Teams 
und Investitionen in Kundenakquise und Marketing im Fokus. 

Das Osborne-Clarke -Team unter Federführung von Robin Eyben 
(Corporate/M&A) bestand aus Dana Alpar und Maximilian Vocke (beide 
Corporate/M&A), Kamissa Kruse und Robert Rentsch (beide Arbeitsrecht). 

Unter dem Einsatz KI-basierter „AI-Worker“ bietet Workist eine 
Plattformlösung für die Automatisierung von administrativen Büroarbeiten: 
„Jeden Tag verbringen überall Mitarbeiter insgesamt mehrere Stunden mit 
administrativen Aufgaben, wie der Sichtung von E-Mails oder dem Abtippen 
von Bestellungen. Ein immenser Zeit- und Energieaufwand, der das 
Unternehmen bares Geld kostet“, sagt Tim Wegner, Mitgründer und 
Geschäftsführer von Workist. „Bisher waren solche Aufgaben sehr schwer zu 
automatisieren, weil sie unstrukturierte Daten enthalten. Unsere ‚AI-Worker‘ 
lösen dieses Problem. Sie lernen vom Feedback der echten Mitarbeiter, Daten 
treffsicher zu sortieren, zu verstehen und die nachgelagerten Prozesse 
Ende-zu-Ende zu automatisieren. So lassen sich zum Beispiel E-Mails oder 

PDF-Anhänge zuverlässig automatisieren – und Mitarbeiter können sich auf 
die wirklich wichtigen Aufgaben konzentrieren”. (tw)
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